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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Lenzer, Pfeffermann, Pfeifer, Benz, Engelsberger, Dr. Franz, Roser, 
Dr. Freiherr Spies von Büllesheim, Dr. Stavenhagen, Frau Dr. Walz und der Fraktion 
der CDU/CSU 


betr. Prioritäten in der Forschungspolitik 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Von welchen Prioritäten unter den einzelnen Programmen 
geht die Bundesregierung gegenwärtig in ihrer Forschungs- 
politik aus, und plant sie eine Umstrukturierung ihrer Prio- 
ritäten? 

2. Der Bundesminister für Forschung und Technologie hat in 
einem Interview mit dem Bayerischen Rundfunk am 5. Okto- 
ber 1974 zur Frage nach den künftigen Prioritäten der For- 
schungspolitik ausgeführt „Es wird nötig sein, in Zukunft 
sehr viel mehr als bisher auf den unmittelbaren Bedarf der 
Gesellschaft und der einzelnen Menschen in der Gesellschaft 
einzugehen". Was versteht die Bundesregierung in diesem 
Zusammenhang konkret unter dem „unmittelbaren Bedarf 
der Gesellschaft"? 

3. Fallen die Bereiche für Energieforschung, Verkehrsforschung 
und Grundlagenforschung unter diejenigen, für die im Rah- 
men der mittelfristigen Finanzplanung die Mittel - wie sich 
der Bundesminister für Forschung und Technologie aus- 
drückte- „anteilmäßig zurückgehen müssen", und falls nicht, 
für welche Bereiche und in welchem Umfange müssen die 
Mittel „anteilmäßig zurückgehen"? 

4. Wie viele Gutachten wurden vom Bundesminister für For- 
schung und Technologie in den vergangenen 15 Jahren zu 
allgemeinen Problemen der Forschungspolitik und dem be- 
sonderen Aspekt der Prioritätenfestsetzung, nach Sach- 
gebieten, Auftragnehmer und Auftragssumme gegliedert, 
vergeben? 

5. Wie vollzieht sich im einzelnen die Prioritätensetzung im 
Bundesministerium für Forschung und Technologie als dem 
federführenden Ressort für Forschungspolitik für die ge- 
samte Bundesregierung, und welche methodischen Ansätze, 
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die in den verschiedensten Gutachten angeführt sind, wer- 
den hierbei verwendet, und wie geschieht dies bei den fol- 
genden Forschungsschwerpunkten: 

a) Energieforschung, 

b) Weltraumforschung, 

c) Grundlagenforschung, 

d) Sozialwissenschaftliche Forschung, 

e) Forschung im Dienst der Gesundheit? 

6. In welchem Umfange ist überhaupt eine Forschungsplanung 
für die gesamte Bundesrepublik Deutschland möglich, wenn 
über den gegenwärtigen Stand der Forschung, insbesondere 
über die Aktivitäten im nichtstaatlichen Bereich, nur geringe 
Informationen vorliegen, und wie kann die Bundesregie- 
rung verhindern, daß infolge dieser geringen Information 
über bestehende Forschungsvorhaben außerhalb des staat- 
lichen Sektors, Forschungsvorhaben gefördert werden, die 
an anderer Stelle schon längst erledigt wurden? 

7. In welchem Umfange findet bei festgelegter Priorität in der 
Forschungspolitik eine Abgrenzung der staatlichen direkten 
und indirekten Maßnahmen gegenüber den Forschungs- 
anstrengungen in der Wirtschaft statt, und welche Kriterien 
legt hierbei die Bundesregierung im einzelnen an? 

8. Welche Neuorientierung der Forschungspolitik wurde von 
dem Bundesminister für Forschung und Technologie bzw. 
seinem Vorgänger seit 1969 eingeleitet, und worauf bezieht 
sie sich bei ihren fortlaufenden Aussagen über eine Neu- 
orientierung, welche Neuorientierung strebt insbesondere 
der jetzige Forschungsminister an, und wie begründet er 
sie im einzelnen gegenüber der Politik seiner Vorgänger? 


Bonn, den 21. Oktober 1974 
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Begründung 

Es kann nicht Aufgabe des Staates sein, alle möglichen For- 
schungsvorhaben zu fördern. Der Staat muß vielmehr im Rah- 
men seiner Ordnungspolitik bestimmte Ziele festlegen, für die 
er seine Mittel einsetzt. Gerade im Bereich der Forschungs- 
politik ist die Festlegung der Prioritäten bei begrenzten Mitteln 
ein schwieriges Problem, weil Forschung von vornherein durch 
die Unsicherheit der Ergebnisse gekennzeichnet ist. Die Bundes- 
regierung soll durch die vorgelegten Fragen Gelegenheit haben, 
einige wesentliche Aspekte zu dem Thema „Prioritäten in der 
Forschungspolitik" zu erläutern. 



